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Unentgeltliche Akquise oder entgeltliche Tätigkeit? 

Auszug aus dem Urteil: 

BGH, 16.03.2017 - VII ZR 35/14  

http://www.bundesgerichtshof.de 

„Amtlicher Leitsatz: 

HOAI (2002) §§ 1, 4 Abs. 2 und 4 

Die akquisitorische Tätigkeit eines Architekten ohne vertragliche Bindung begründet 
einen Vergütungsanspruch nicht. Die vergütungsfreie akquisitorische Phase endet, 
sobald eine Vergütungsvereinbarung getroffen wird. Für die hiervon erfassten 
Leistungen kann der Architekt grundsätzlich eine Vergütung nach den Mindestsätzen 
der HOAI (2002) verlangen, wenn und soweit seine Leistungen von den 
Leistungsbildern der HOAI (2002) erfasst sind. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung 
und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht. 

I. 

2 Das Berufungsgericht hat im Wesentlichen ausgeführt: 

3 Zwischen den Parteien sei kein "HOAI-Architektenvertrag" geschlossen worden, 
aus dem der geltend gemachte Honoraranspruch hergeleitet werden könnte. 
Letztlich hänge es von den Umständen des jeweiligen Einzelfalls ab, ob ein 
Architekt werbend tätig werde, um den Auftrag zu erhalten, oder ob er bereits auf 
vertraglicher Grundlage eine vergütungspflichtige Tätigkeit wahrnehme. 
Vorliegend ergebe die Auslegung des Schriftwechsels sowie das Verhalten der 
Parteien, dass ein Architektenvertrag nicht abgeschlossen worden sei. Da die 
Beklagte sehr deutlich gemacht habe, dass sie noch keinen Architektenvertrag 
schließen wolle und die Klägerin dies letztlich durch ihre eigenen Handlungen 
akzeptiert habe, könne nicht von einem konkludenten Vertragsschluss 
ausgegangen werden. Dem stehe auch nicht entgegen, dass die Leistungen der 
Klägerin über das normalerweise im Rahmen der Akquisition Übliche 
hinausgegangen seien. Denn insoweit habe die Beklagte den Wunsch der 
Klägerin akzeptiert, diese Tätigkeit auf Stundensatzbasis zu entgelten. 
Dementsprechend sei von einer Einigung der Streitparteien dahin auszugehen, 
dass die Akquisephase zwar weitergehen, jedoch nicht kostenlos sein sollte. 
Vielmehr habe sich die Beklagte verpflichtet, die weitergehende 
Akquisitionsmaßnahme zu vergüten. Diese Zahlungen hätten dann später nach 
dem möglichen Abschluss eines Architektenvertrages mit der Honorarforderung 
der Klägerin verrechnet werden sollen. Hätte die Klägerin im weiteren Verlaufe 
die Beklagte weitergehend vertraglich binden wollen, hätte sie dies der Beklagten 
unmissverständlich deutlich machen müssen. Dies habe sie jedoch nicht getan. 

6 1. Nach § 1 HOAI finden die Bestimmungen der HOAI für die Berechnung der 
Entgelte für die Leistungen der Architekten und Ingenieure Anwendung, soweit 
sie durch Leistungsbilder oder andere Bestimmungen der HOAI erfasst werden. 
Für diese Leistungen gelten gemäß § 4 Abs. 2 und 4 HOAI grundsätzlich die 
Mindestsätze der HOAI als vereinbart. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs sind die Mindestsätze der HOAI für die Berechnung der 
vereinbarten Vergütung maßgeblich, wenn der Auftragnehmer sich dazu 
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verpflichtet hat, Architekten- oder Ingenieuraufgaben zu erbringen, die in der 
HOAI beschrieben sind. Danach ist unerheblich, welchem Vertragstyp des 
Besonderen Teils des Schuldrechts der Vertrag zuzuordnen ist, der den 
Vergütungsanspruch begründet.  

10 Die vergütungsfreie akquisitorische Phase endet, sobald eine 
Vergütungsvereinbarung getroffen wird. Ab diesem Zeitpunkt gelten für die 
Vergütung des Architekten neben den vertraglichen Bestimmungen die Regeln 
der HOAI, soweit deren Anwendungsbereich gemäß § 1 eröffnet ist. 

11 b) Die Auffassung des Berufungsgerichts, die Vertragsparteien könnten einen 
Vertrag über eine "entgeltliche Akquise" schließen, auf den die HOAI keine 
Anwendung fände, ist mit dem Vergütungssystem der HOAI nicht zu 
vereinbaren. Es bestünde über die Konstruktion einer "entgeltlichen Akquise" die 
Möglichkeit, Architektenleistungen, die von den Leistungsbildern der HOAI 
erfasst sind, ohne die Bindung an die Mindestsätze der HOAI 
entgegenzunehmen. Das würde zu einer Veränderung des Vergütungssystems 
führen ... 

12 Die Regelung in § 4 Abs. 2 und 4 HOAI hat den Zweck, zum Schutz des 
Berufsstandes der Architekten und Ingenieure eine wirksame Schranke gegen 
eine Unterschreitung der Mindestsätze zu schaffen. Die Mindestsätze sollen 
insbesondere dazu dienen, den vom Gesetzgeber gewollten Qualitätswettbewerb 
zu fördern und einen ungezügelten, ruinösen Preiswettbewerb zu unterbinden, 
der die wirtschaftliche Situation der Architekten und Ingenieure und damit auch 
die Qualität der Planung und die unabhängige Stellung des Planers zwischen 
Bauherr und Unternehmer beeinträchtigen würde  

Verkündet am: 16. März 2017“  

 


